
Beschluss: 
 
1. Abwägung der in der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (Beteili-

gung der Öffentlichkeit) sowie der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 BauGB und der 
Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen. 
 
Die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (Beteiligung der Öffentlichkeit) 
fand vom 05.02. bis zum 05.03.2018 und die Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB mit dem Schreiben vom 02.02. 
bis zum 05.03.2018 statt. 
 
 

1.1 Abwägung der gem. § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen (Betei-
ligung der Öffentlichkeit) 
 
Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen eingegangen. 
 
 

1.2 Abwägung der in der Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB (Behörden, Träger 
öffentlicher Belange) eingegangenen Stellungnahmen 
 
Schreiben Nr. 1 Oberbergischer Kreis vom 02.03.2018 
Die Legalisierung nicht durchgeführter Pflanzungen ist aus ökologischer Sicht unbe-
friedigend. Es wird davon ausgegangen, dass die vor der Planänderung festgesetz-
ten Pflanzungen an anderer Stelle, zum Beispiel über das kommunale Ökokonto, 
kompensiert werden. Es wird um entsprechenden Nachweis gebeten. 

************** 
Die Änderung der Festsetzung zu Geländeunterschieden soll insbesondere Gelän-
deunterschiede zwischen benachbarten Grundstücken durch die der zum Zeitpunkt 
geltenden Fassung der Landesbauordnung NRW regeln. Auf vielen Baugrundstü-
cken des Bebauungsplangebietes wurden, abweichend von der textlichen Festset-
zung, Geländeunterschiede auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
mittels künstlich hergestellten Bauprodukten bis an die Nachbargrenzen bzw. Ver-
kehrsflächen ausgeglichen. Die textliche Festsetzung wird im Hinblick auf Gelände-
unterschiede im Sinne der vom Gesetzgeber unter § 6 Abs. 10 Satz 1 Nr. 2 BauO 
NRW formulierten Vorschrift geändert.  
Der Hinweis, dass nicht durchgeführte Pflanzungen legalisiert werden und ein Aus-
gleichsdefizit besteht, ist kein Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. Vor dem 
01.05.1993 erfolgte keine Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. 
Des Weiteren wurden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 34. Kreuzberg-
Lehmkuhlen bereits detaillierte Festsetzungen zu Bepflanzungen innerhalb des Gel-
tungsbereiches formuliert. So sind die nicht überbaubaren Grundstücksflächen gärt-
nerisch anzulegen, zu unterhalten und durch Einzelbäume und Baumgruppen zu be-
pflanzen. Hierzu werden u.a. Vorgaben zu den Abständen getroffen. Weiterhin sind 
gemäß der Festsetzung 2.5 Vorgärten als Grünanlagen herzurichten und zu unter-
halten.  



 Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Festset-
zungen des Bebauungsplanes hat diese Anregung nicht. 

 
Schreiben Nr. 2 der Hansestadt Wipperfürth, Fachbereich II vom 02.03.2018 
 
Teilanregung 1 (Bauaufsichtsabteilung): 
 
Es wird seitens der Unteren Bauaufsichtsbehörde der Hansestadt Wipperfürth ange-
regt die Formulierung der Festsetzung zu Geländeunterschieden zu ändern: 
 
ursprüngliche Formulierung:  
„Für die Regelung der Geländeunterschiede auf den Grundstücken ist die Gesetzes-
lage der jeweils aktuellen Landesbauordnung NRW anzuwenden.“ 
 
Formulierungsvorschlag: 
„Für die Regelung der Geländeunterschiede auf den Grundstücken ist die Gesetzes-
lage der Landesbauordnung NRW in der zurzeit geltenden Fassung anzuwenden.“ 
 

************** 
 
Die Anregung präzisiert mit dem Zusatz „geltende Fassung“, dass die jeweils zum 
Zeitpunkt geltende Fassung der Landesbauordnung NRW bezüglich Geländeunter-
schieden anzuwenden ist. 

 Der Anregung wird gefolgt. Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
 
 
 
 
 

Schreiben Nr. 3 bis Nr. 12 

 Schreiben Nr. 3 – Hansestadt Wipperfürth, Fachbereich I vom 06.02.2018  

 Schreiben Nr. 4 – Amprion GmbH vom 09.02.2018 

 Schreiben Nr. 5 – PLEdoc GmbH vom 09.02.2018 

 Schreiben Nr. 6 – Westnetz GmbH vom 12.02.2018 

 Schreiben Nr. 7 – Aggerverband vom 16.02.2018 

 Schreiben Nr. 8 – Unitymedia NRW GmbH vom 19.02.2018 

 Schreiben Nr. 9 – Industrie- und Handelskammer zu Köln vom 21.02.2018 

 Schreiben Nr. 10 – Geologischer Dienst NRW vom 23.02.2018 

 Schreiben Nr. 11 – Hansestadt Wipperfürth, Fachbereich I vom 23.02.2018 

 Schreiben Nr. 12 – BEW Bergische Energie- und Wasser-GmbH vom 
23.02.2018 
 

Die vorgenannten Schreiben stimmen der Planung zu, bringen keine Anregungen 
zur Planung vor oder bestätigen, dass die zu vertretenden Belange nicht berührt 
werden. Sie sind daher nicht beigefügt und bedürfen keiner Abwägung. 
 



************** 
 
Weitere Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange, die abwägungsrelevant sind oder Hinweise ent-
halten, sind nicht eingegangen. 
 
 

2. Satzungsbeschluss 
Die 7. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 34 Kreuzberg-Lehmkuhlen, be-
stehend aus dem Planteil und den textlichen Festsetzungen, wird gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung mit der dazugehörigen Begründung beschlossen. Die Satzung tritt 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB erst nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 


